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Die These, die ich gleich vortragen werde, steht im Widerspruch zu dem, was in Deutschland als unantastbare Grundlage der Demokratie gilt: die scharfe Trennung zwischen innerer und äußerer Sicherheit und den dazugehörigen Sicherheitskräften Polizei und Armee. Ich möchte zeigen, daß Frankreich auf einer anderen Tradition fußt, ohne daß die Demokratie deswegen in Frage gestellt wird, ich möchte auch darauf aufmerksam machen, daß an diesem Prinzip der scharfen Trennung nicht nur in Frankreich, sondern auch in anderen Teilen der Welt gerüttelt wird. Anders gesagt: die Grenzen der Aufträge der zwei traditionellen Ordnungskräfte Polizei und Armee scheinen sich weltweit immer mehr zu verwischen und ineinanderüberzugehen. Zur Erläuterung dieser These werde ich zuerst die französischen Verhältnisse anhand der Grundkonzepte und der verfügbaren Kräfte darstellen, dann die zwei gegensätzlichen Grundrichtungen schildern, die meiner Meinung nach zu beobachten sind: einerseits die zunehmende Technologisierung und Militarisierung der Polizeiaufgaben, andererseits die Internationalisierung der Fragen der inneren Sicherheit. Zum Schluß werden wir Anhaltspunkte für einen neuen Sicherheitsbegriff vorschlagen.

1. Innere/Äußere Sicherheit in Frankreich 

1-1 Ein Kontinuum nach französischem Recht

Dazu möchte ich mich nur auf zwei Texte berufen, die diese These bestätigen,

· zum ersten die Rechtsverordnung Nr. 59-147 vom 7. Januar 1959 

· zum zweiten das Weißbuch von 1994. 

1-1-1 Die Rechtsverordnung Nr. 59-147 vom 7. Januar 1959

Im französischen Recht sind die zwei Begriffe "Verteidigung" und "Sicherheit" eng miteinander verbunden. Die Rechtsgrundlage, worauf die Definition dieser zwei Begriffe fußt, ist die Rechtsverordnung vom 7. Januar 1959, von der in Wirklichkeit die Politiker wenig Gebrauch gemacht haben, die dennoch das französische Sicherheits- und Verteidigungsdenken im Sinne eines Kontinuums zwischen innerer und äußerer Sicherheit wesentlich beeinflußt hat.

Im Titel 1 heißt es: "Die Verteidigung hat zum Ziel, jederzeit, unter allen Umständen und gegen alle Angriffsformen die Sicherheit und die Unversehrtheit des Territoriums sowie das Leben der Bevölkerung zu gewährleisten." Es handelt sich hier also um einen umfassenden Verteidigungsbegriff, der "alle Angriffsformen" gegen die Sicherheit berücksichtigt: d.h. nicht nur die militärischen Bedrohungen wie es zur Zeit des kalten Krieges die Regel war, sondern – vorausschauend könnte man sagen – auch eine Reihe von Bedrohungen und Gefahren, die inzwischen aktuell geworden sind: 

· politische (Gefahr für die Institutionen), 

· wirtschaftliche (Rohstoff-, Energieversorgung), 

· soziale (Aufstände) und 

· internationale (Terrorismus, organisierte Kriminalität, Mafia). 

Dieser Verteidigungsbegriff umfaßt nicht nur staatsgefährdende Bedrohungen, sondern auch "das Leben der Bevölkerung", d. h. den gesellschaftlichen Alltag. Was darf die Regierung, wenn dieser Verteidigungsfall eintritt? Sie darf (Art. 5) 

a. Personen, Güter und Dienstleistungen anfordern (requérir), 

b. die Energieressourcen, Rohstoffe, Industrieprodukte und Versorgungsgüter kontrollieren und verteilen. 

Es sind zwei Sicherheitsstufen vorgesehen: 

· die allgemeine Mobilmachung (mobilisation générale) 

· die Warnung (mise en garde). 

Für das Inkrafttreten dieser Sicherheitsstufen ist das Verteidigungskomitee zuständig (comité de défense), dem mindestens 5 Minister angehören: 

· Premierminister 

· Außen- 

· Innen- 

· Verteidigungs- 

· Finanz- und Wirtschaftsminister. 

Je nach ihrem Zuständigkeitsbereich können weitere Minister eingeladen werden. 

Der Premierminister stellt das Gesamtprogramm auf (Art. 15). Der Verteidigungsminister ist für die Sicherheit im umfassenden Sinne des Wortes sowie für den Einsatz aller vorgesehenen Mittel zuständig (Art. 16). Der Innenminister ist in erster Linie für die Zivilverteidigung verantwortlich und wird gegebenenfalls vom Verteidigungsminister unterstützt bei der Vorbereitung und dem Einsatz der Mittel, insbesondere für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. Der Artikel 17 sieht also ausdrücklich vor, daß die Streitkräfte bei Polizeiaufgaben eingesetzt werden. 

Im Artikel 18 werden die Aufgaben des Finanz- und Wirtschaftsministers genannt und die Zusammenarbeit mit dem Innen- und dem Verteidigungsminister wird weiterhin beschrieben. Die auf Ministerebene durchgeführte Zusammenarbeit wird auf regionaler Ebene fortgesetzt, wo ein Zivilbeamter des höheren Dienstes im Rahmen des Heimatschutzes ermächtigt ist, alle zur Durchführung der Pläne für innere und äußere Sicherheit notwendigen Maßnahmen zu treffen, falls der Kontakt zur Regierung unterbrochen werden sollte (Art. 23). Hinzu kommen natürlich militärische Befehlshaber (commandants en chef) und weitere Vorgesetzte (commandants spécialisés), die für den Einsatz zuständig sind.

Im Unterschied zu den anderen westlichen Demokratien hat Frankreich sehr früh dieses Konzept einer Gesamtverteidigung entwickelt. Diese Definition wird übrigens z.T. vom amerikanischen Politologen Barry BUZAN wiederentdeckt, der bei der Sicherheit 5 Bereiche unterscheidet. Die ersten drei: das Militärische, das Politische und das Wirtschaftliche sind leicht zu erkennen, die letzten zwei allerdings weniger: das Ökologische und das Gesellschaftliche, was verständlich ist, weil diese Bereiche Ende der 50er Jahre noch nicht als wirkliche Sicherheitsfaktoren galten.

Festzuhalten ist dennoch, daß seit 1959 keine Regierung von dieser Rechtsverordnung Gebrauch gemacht hat, und daß in schwierigen Situationen die Politiker auf andere Lösungen zurückgegriffen haben. Einzuräumen wäre auch, daß diese Auffassung der wirtschaftlichen Verteidigung eher den Szenarien des 2. Weltkriegs als denen der künftigen Kriege entspricht, deren wesentliche Merkmale Information und Wirtschaftsaufklärung sein werden. Festzuhalten bleibt dennoch, daß dieser grundlegende Text das französische Sicherheitsdenken geprägt hat. 

1-2-2 Das Weißbuch der Verteidigung,

das 1994 veröffentlicht wurde und natürlich jetzt in manchen Fragen veraltet ist (Wehrpflicht z. B.), bekräftigt dieses Konzept einer globalen Verteidigung1[ 1 ] und beruft sich sogar auf die Rechtsverordnung von 1959.

Hier kann man nämlich lesen: 

"Die die Verteidigung betreffenden Veränderungen des internationalen Systems beschränken sich nicht nur auf die militärischen und strategischen Seiten. Sie gehen das Leben der Nation in seiner Gesamtheit an. Das ganze soziale Umfeld, das tägliche Leben der Bevölkerungen können von diesem unsicheren und unstabilen Kontext angetastet werden: diese Jahrhundertwende ist durch eine gesteigerte Verwundbarkeit der demokratischen Gesellschaften gekennzeichnet".

Weiter werden die verschiedenen Aspekte dieser Globalen Verteidigung genannt: das Militärische, das Zivile, das Wirtschaftliche, das Soziale, das Kulturelle. Das Weißbuch bestätigt, daß nur diese Auffassung der Verteidigung der Vielfalt der Bedrohungen gerecht wird. Die zivile Verteidigung fängt mit der Aufrechterhaltung bzw. der Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung durch den Bürgermeister an und erstreckt sich auf den Widerstand gegen einen möglichen äußeren Angreifer. Das Weißbuch deutet diese Aufgaben als ein Kontinuum und hebt die Bedeutung dieser nicht militärischen Verteidigung hervor.

Logischerweise lautet also der letzte der den Streitkräften zugewiesenen Aufträge[ 2 ]: 

"Aufgaben des öffentlichen Dienstes gewährleisten, insbesondere durch Verstärkung der Mittel und Unterstützung der Organisationen, die normalerweise mit dem zivilen Heimatschutz beauftragt sind".
Das Weißbuch erläutert auch welche Kräfte für die Zivilverteidigung gebraucht werden (Polizei + Gendarmerie) und was der Innenminister im Notfall von den Streitkräften erwarten kann: 

· Unterstützung für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, allerdings nur im Krisenfall, weil normalerweise Polizei und Gendarmerie dafür zuständig sind, 

· Schutz der sensiblen Anlagen, 

· Schutz der Regierung und Verfassungsorgane, 

· Unterstützung der jeweiligen Behörden; Inneres, Transport, Fernmeldewesen, Energie, Industrie, Wirtschaft. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben wird ein neues Konzept eingeführt, das dieses Kontinuum zwischen innerer und äußerer Verteidigung deutlich macht: das Konzept der Inneren Kräfteverlegung (projection intérieure). Dieses Konzept wurde natürlich von der Militärsprache übernommen, die normalerweise von Truppenverlegung spricht, wenn Soldaten ins Ausland geschickt werden. Im Bereich der Innenpolitik bedeutet es, daß besonders gut vorbereite militärische Truppenteile notfalls von ihrem Standort in eine andere Gegend Frankreichs schnell verlegt werden können, um diese Aufgaben zu erfüllen. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben gehört auch eine enge Zusammenarbeit zwischen den zivilen und den militärischen Behörden auf den jeweiligen Kommandoebenen.

Aus diesen zwei offiziellen Quellen: Rechtsverordnung von 1959 und Weißbuch 1994 geht klar hervor, daß nach französischem Verständnis "Verteidigung" und "Sicherheit" Grundbegriffe sind, die alle Bereiche umfassen: Zivil, Militär, Wirtschaft, Sozial, Kulturell ... Verschiedene Behörden tragen gleichermaßen zu dieser umfassenden Sicherheit bei: Nachrichtendienste, Polizei, Gendarmerie und Streitkräfte.

Bemerkenswert für Frankreich ist, daß die Öffentlichkeit es nicht als Verstoß gegen die demokratischen Regeln auffaßt, daß 

· die Gendarmerie als militärische Polizei im öffentlichen Raum für Sicherheit sorgt, 

· Streitkräfte auch im Inland für den Schutz der öffentlichen Ordnung eingesetzt werden, wie z.B. beim Treffen des G7 in Lyon im Juli 1996, beim Weltjugendtreffen, zum Schutz bestimmter Anlagen bei der Fußballweltmeisterschaft. 

Für den Durchschnittsfranzosen gilt die Gendarmerie als Garant der inneren Sicherheit und der Demokratie, wofür sie auch im Laufe der Geschichte eingetreten ist. 

Ein Militärkorps als Garant der inneren Sicherheit:
Die Gendarmerie

1-2-1 Aufträge der Gendarmerie

Die Gendarmerie ist ursprünglich eine französische Einrichtung, die sich mit der französischen Gesellschaft verändert hat und nach anderen Staaten ausgeführt wurde. Heute bestehen in Europa 5 Sicherheitskräfte, die nach französischem Modell aufgebaut sind und zwar, abgesehen von Frankreich, in Italien, Spanien, Portugal, den Niederlanden. Innerhalb der EU bestehen weiterhin 3 Gendarmerien, die in der Vergangenheit einen militärischen Status hatten und zwar in Belgien, Luxemburg und Österreich.
Die Gendarmerie ist eine militärische Sicherheitskraft, die für den Heimatschutz, aber auch für die öffentliche Sicherheit, die Aufrechterhaltung der Ordnung und die Durchführung der Gesetze auf dem ganzen Staatsgebiet sowie bei den Streitkräften im In- und Ausland zuständig ist. Als militärische Sicherheitskraft besteht sie aus 84 000 Gendarmen, 14 000 Wehrpflichtigen und 1 600 Zivilangestellten. Die Offiziere werden in den verschiedenen französischen Militärschulen ausgebildet. Bei der Heeresoffizierschule Saint-Cyr, wo wir tätig sind, sind die Stellen als Gendarmerieoffizier sehr geschätzt.

Die Aufträge der Gendarmerie lassen sich in zivile und militärische Polizeiaufgaben unterteilen: 

a. zivile Polizeiaufgaben: 

· Kriminalpolizei (befasst sich zu 1/3 der Kriminalfälle wie Totschlag, Diebstähle, Sexualverbrechen, Rauschgiftgebrauch und -handel), 

· Schutzpolizei: Aufklärungsaufgaben, Luft-, Strassen-, Hafen-, Ausländer-, Zoll-, Steuer-, Wirtschafts-, Seepolizei, Grenzschutz, heute im Schengener Rahmen. Als Schutzpolizei nimmt die Gendarmerie am Aufbau eines Europas der Sicherheit teil und hat mit vergleichbaren Sicherheitskräften in Europa – Italien, Spanien, Portugal – die Zusammenarbeit aufgenommen; sie hat Ende 1997 mit der BRD, mit Italien und Spanien Zoll- und Polizeiabkommen unterzeichnet; sie erarbeitet auch juristische und technische Richtlinien in den europäischen Arbeitsgruppen. Die Gendarmerie ist auf die Erweiterung ihres Aufgabenspektrums im europäischen Rahmen sehr bedacht. 

· zivile Polizeiaufgaben erfüllt sie auch als Bereitschaftspolizei (mobile Gendarmerie), die für die Aufrechterhaltung der Ordnung (36 %), die Unterstützung der departementalen Gendarmerie (34 %), der Justizbehörden (9 %), der Streitkräfte (4 %) zuständig ist. Geographisch wird sie zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Provinz zu 41 %, in Paris und der Pariser Umgebung zu 26 %, ebensoviel Übersee (26 %) und 7 % auf Korsika eingesetzt. 

b. militärische Aufgaben: Verwaltung der Reserven, Vorbereitung auf Mobilmachung, auf militärische Manöver und Übungen, Schutz der Nuklearkräfte, Heimatschutz.
Die Gendarmerie gliedert sich in 

· Zentralbehörden: Führung von Schulen, Zentrum für Fernmeldewesen und Verkehrsnachrichten von Rosny-sous-bois, eine Fallschirmkompanie, das Einsatzkommando GIGN (Groupement d’intervention de la Gendarmerie nationale), vergleichbar mit der GSG 9, mit der es gelegentlich zusammenarbeitet, 

· Departementale Behörden (52 000 Gendarmen + 8 500 Wehrpflichtige), die in "Verbände", "Kompanien" und "Brigaden" gegliedert sind und durch Spezialeinheiten wie Autobahn-, Gebirgs- und Hubschraubereinheiten verstärkt sind. Die sogenannten Überwachungs- und Einsatzkommandos (pelotons de surveillance et d’intervention) sind in Zonen mit hoher Kriminalitätsquote eingesetzt. 1997 wurden zusätzlich "Brigaden zur Vorbeugung der Jugendkriminalität" (brigades de prevention de la délinquance juvénile) gegründet, die in sensiblen Bereichen eingesetzt sind und gerne die Rolle einer bürgernahen Polizei spielen möchten: sie arbeiten mit den Schulen, den Sozialämtern und den Justizbehörden eng zusammen. Die Gendarmerie hat es also verstanden, ihre Polizeiaufgaben in den Bereichen zu erweitern, wo die Kriminalität steigt, und bemüht sich von nun an, nicht mehr rein repressiv, sondern auch präventiv zu handeln. 

· Die mobile Gendarmerie, die in motorisierte und gepanzerte Kompanien gegliedert ist (17 000 Mann + 300 Wehrpflichtige), 

· Spezialverbände, deren Vielfalt deutlich zeigt, daß die Gendarmerie für fast alle Bereiche zuständig ist: 

· Die Garde Républicaine, die für den Schutz der Staats- und Regierungsbehörden zuständig ist, 

· Die Luftgendarmerie und 

· Die Seegendarmerie sind jeweils für die Sicherheit der Luft- und Seestreitkräfte zuständig, sind in diesem Rahmen auch mit kriminalpolizeilichen Aufgaben beauftragt. Was den Haushalt anbelangt, gehören sie zu den Luft- und Seestreitkräften, und nicht zur Gendarmerie. 

· Die Lufttransportgendarmerie, 

· Die Rüstungsgendarmerie, 

· Die Überseegendarmerie, 

· Die Gendarmerie der Nuklearkräfte, 

· Das Sicherheits- und Einsatzkommando der Gendarmerie (GSIGN: groupement de sécurite et d’intervention de la gendarmerie nationale). 

Die französische Gendarmerie umfaßt 97 000 Mann und ist überall auf dem Staatsgebiet verteilt, im Unterschied zur Polizei (80 000 Mann), die hauptsächlich in den Großstädten zu finden ist. Im Augenblick findet in Frankreich eine Debatte statt über die geographische Umverteilung dieser zwei Sicherheitskräfte.

Die Gendarmerie soll in den kommenden Jahren noch an Bedeutung gewinnen und zwar durch die steigende Rolle, die den Reserven zukommen soll. Von den 100 000 Reservisten, die für 2002 vorgesehen sind, wird nämlich die Gendarmerie die Hälfte bekommen. Da deren Truppenstärke bis dahin auch steigen wird, wird sie also die größte militärische Kraft Frankreichs werden.

Die Polizei ist hauptsächlich in den Städten stationiert, während die Gendarmerie mehr in ländlichen Gebieten zu finden ist. Nun hat sich die Kriminalität in den letzten zwei Jahrzehnten eher in den Städten als auf dem Lande entwickelt, was der jeweiligen Personalstärke nicht mehr entspricht. Aufgrund der steigenden Kriminalität in den Städten wurde von der französischen Regierung vorgeschlagen, daß 94 Polizeibezirke, was 193 Kommunen entspricht, zur Gendarmerie übergehen, und daß umgekehrt 38 Gendarmeriebezirke zur Polizei übergehen. Von den ca. 180 000 Sicherheitsbeamten, die diese beiden Kräfte umfassen, waren 3 000 Polizisten und 1 200 Gendarmen betroffen.

Der Plan wurde stark kritisiert, einerseits von den Polizeigewerkschaften, weil die Polizisten nicht umziehen wollten, andererseits von den Lokalpolitikern, die auf die ihnen vom Staat zugewiesenen Sicherheitskräfte nicht verzichten wollten. 

Jetzt möchte ich auf den Sicherheitsplan VIGIPIRATE eingehen, der die Zusammenarbeit zwischen allen Sicherheitsbehörden veranschaulicht, ohne daß die demokratische Legitimation in Frage gestellt wird.

1-2-2 VIGIPIRATE

ist ein Regierungsplan, der zum Ziel hat, auf nationalem Gebiet unter Ausnutzung aller Sicherheitsbehörden den Terrorismus zu bekämpfen. 

Es sind zwei Alarmierungsstufen vorgesehen. Die erste sieht vor, daß alle Ministerien vorbeugende Maßnahmen treffen und die Risiken einschätzen. Die zweite Stufe sieht den Einsatz der Streitkräfte vor, und zwar nach einem genauen Protokoll, der in Paris zwischen der Polizeipräfektur und dem Militärgouverneur unterzeichnet wurde.

Dieser Plan veranschaulicht gleichzeitig die Eigenart des französischen Sicherheitskonzepts sowie die Probleme, die aus der Zusammenarbeit zwischen Streitkräften, Polizisten, Gendarmen und Zöllnern entstehen.

1978 entstanden, wurde er zunächst einmal im Juni 1986 nach den Attentaten von Ali Fouad Saleh angewandt, dann 1990-91 während des Golfkrieges neu belebt und ist seit September 1995 nach islamischen Anschlägen neu in Kraft gesetzt worden. Beim Weltjugendtreffen von 1997 und bei der Fußballweltmeisterschaft im Sommer 1998 wurde die Truppenstärke noch erhöht. Zu den 800 Soldaten, die sich schon in Paris befinden, kommen im Sommer 1998 noch 1200 hinzu. Die französische Luftwaffe erhöht um ein Viertel die in den Flughäfen schon präsenten Truppen, das Heer verstärkt um ein Drittel seine Truppen in den Bahnhöfen und Metrostationen.

Nach dem Prinzip der inneren Kräfteverlegung kommen diese Gruppen aus allen Gegenden Frankreichs, ja sogar aus Deutschland (z. B. das 2. Artillerieregiment aus Landau). Bei dem Einsatz ist Gewaltanwendung möglich; allerdings bleibt der Waffeneinsatz auf die Notwehr beschränkt. Die Soldaten führen allerdings keine Munition mit. Insgesamt wird dieser Sicherheitsplan in seinen verschiedenen Varianten als Erfolg bewertet: wenn die Zusammenarbeit mit den Polizisten und Zöllnern auch manchmal zu Spannungen geführt hat, ist die Zusammenarbeit zwischen Streitkräften und Gendarmen besonders gut verlaufen, wie zu erwarten war zwischen Kräften, die dem Verteidigungsministerium unterstehen und z. T. eine ähnliche Anfangsausbildung bekommen haben.

Wenn dieser Plan im allgemeinen von der französischen Bevölkerung gut aufgenommen wurde, weil er den Willen der Regierung deutlich an den Tag gelegt hat, den Terrorismus zu bekämpfen, und dadurch das Sicherheitsgefühl der Franzosen gestärkt hat, muß man sich dennoch im klaren sein, daß der Einsatz von Streitkräften für innere Zwecke in mehreren Hinsichten problematisch ist.

Zum einen steigert sich dadurch die Vorstellung der Gefahr in der Öffentlichkeit, zum anderen finden die Täter dadurch eine Art Anerkennung. War die Geheimorganisation wirklich so mächtig, daß ein militärischer Einsatz notwendig war, um ihr entgegenzutreten? Und wenn sie so mächtig ist, wird sie sich davon beeindrucken lassen? 

Die größte Schwierigkeit für die Demokratie ist allerdings anderer Art und liegt an der endlosen Verlängerung dieses Plans, der noch nicht aufgehoben wurde, auch wenn jetzt nur die zweite Alarmstufe in Kraft ist. Die Versuchung liegt nämlich nahe, die militärische Präsenz zu anderen Zwecken umzufunktionieren und sie als Abschreckungskraft gegen die kleinere Kriminalität demonstrativ anzuwenden. Diese verstärkte militärische Präsenz hat übrigens zur Radikalisierung einiger Randgruppen von Jugendlichen geführt, die sich zu Recht oder Unrecht als "Terroristen" hingestellt vorkommen. Wenn Kontrollen fortgesetzt werden, ohne daß eine Gefahr in Sicht ist, besteht das Risiko, daß sie nicht mehr glaubwürdig sind.

2. Internationalisierung der Fragen der inneren Sicherheit

Die Fragen der inneren Sicherheit entwickeln sich immer mehr zu europäischen, ja zu internationalen Fragen, sie können nicht mehr rein national gelöst werden. Die Vergemeinschaftung dessen, was durch Schengen erreicht wurde, und die Entwicklung der intergouvernementalen Verträge sind Beispiele dafür.

Auch die internationalen Sicherheitsorganisationen wie NATO, OSZE, WEU, UNO, die bis jetzt hauptsächlich für Militär- und Verteidigungsfragen zuständig waren, befassen sich immer mehr mit Fragen der inneren Sicherheit, der Einwanderungspolitik und der Schleuserkriminalität. Die NATO insbesondere konnte weiter bestehen, weil sie das Konzept einer Sicherheitsgemeinschaft mit gemeinsamen Interessen und Werten entwickelt hat, dem sich alle west- und osteuropäischen Staaten (einschließlich Rußland) anschließen konnten. Aus der politisch-militärischen Organisation ist eine Sicherheits- und Wertegemeinschaft geworden.

Innerhalb der NATO ist ein Ausschuß – Senior Civil Emergency Planing Committee / SCEPC – für die Koordinierung der Zivilnotpläne der jeweiligen Länder zuständig, insbesondere was die Proliferation der ABC-Waffen anbelangt. Innerhalb des Euro-Atlantischen Partnerschaftsrats CPEA wurden auch vor kurzem ein Euro-Atlantisches Zentrum zur Koordinierung der Reaktionen im Katastrophenfall – EADRCC – sowie eine nicht ständige Reaktionseinheit für den Katastrophenfall – EADRU -, die sich aus nationalen Hilfselementen zusammensetzt. Im Namen der UNO hat sich Boutros Boutros Gali persönlich für die Schaffung einer internationalen Gendarmerie nach französischem Modell eingesetzt, die für die Aufrechterhaltung des Friedens vorgesehen war.

Das neue NATO-Konzept befaßt sich auch mit diesen neuen Bedrohungen für die innere Sicherheit wie dem ABC-Terrorismus. Andererseits kann man nur noch die Ohnmacht der UNO und des sogenannten "Weltsicherheitsrats" feststellen. In einer Welt, in der sich die bewaffneten Konflikte stark verändert haben, insofern als sie immer weniger zwischenstaatlich und immer mehr innerstaatlich, bürgerkriegsähnlich geworden sind mit humanitären Katastrophen als Folge, kann man sich fragen, wozu der Weltsicherheitsrat noch dient. Außerdem haben die Amerikaner eindeutig gezeigt, daß sie nie auf das UNO-Mandat angewiesen sind, wenn sie eingreifen wollen.

Möglich ist sogar, daß sie zum 50. Jahrestag der NATO ihren Partnern vorschlagen, daß die NATO nunmehr kein UNO-Mandat mehr braucht und daß sie über die europäischen Grenzen hinaus eingesetzt werden könnte, z. B. zur Bekämpfung der Verbreitung der Massenvernichtungswaffen. Wäre dies als Militär- oder als Polizeiauftrag aufzufassen? Gelten nicht die Amerikaner als "die Gendarmen der Welt"?

Wenn man die Zusammensetzung der 16 derzeitigen UN-Friedensmissionen aus der Nähe betrachtet, stellt man fest, daß etwa ein Drittel der Truppenstärke aus Polizisten und Beobachtern besteht[ 3 ] . Nach einiger Zeit übernehmen nämlich die Polizisten die Aufgaben der Soldaten: die UNMIBH, die seit 1995 sich in Bosnien-Hercegovina befindet, zählt heute 3 Soldaten und 1982 Polizisten, darunter auch BGS-Beamte. 

Die Militäreinsätze, die von den demokratischen Staaten durchgeführt werden, sind immer weniger Kampfeinsätze, sie entwickeln sich immer mehr zu friedensschaffenden, bzw. friedenserhaltenden, ja humanitären Aufträgen. Wenn das Auseinanderhalten von Konfliktparteien noch als Militärauftrag verstanden werden kann, ist es noch der Fall bei der Überwachung von Konvois und beim Wiederaufbau eines Landes?

3. Die neuen Gefahren – 
Rückwirkungen auf den Sicherheitsbegriff

3-1 Aufträge der Bundeswehr 

Mit dem neuen Aufgabenspektrum haben sich die Aufträge der Bundeswehr geändert. Dies geht aus dem Konzept "Neues Heer für Neue Aufgaben" klar hervor. Was weniger hervorgehoben wird, ist, daß die Bundeswehr – die Streitkraft der äußeren Sicherheit schlechthin – indirekt einen stabilisierenden Einfluß im Inland ausübt, wenn sie zur nachhaltigen Bekämpfung der Fluchtursachen im Ausland eingesetzt wird. Verteidigungsminister Rudolf Scharping selber gibt es zu, als er von der Rückkehr der bosnischen Flüchtlinge spricht, auch wenn er mehr die finanzielle Bürde als die Entspannung der inneren Lage in Deutschland betont. In einem Spiegel-Interview[ 4 ] von Januar 1999 behauptet er nämlich: "Gäbe es die Bundeswehr in Bosnien nicht, dann hätten die Flüchtlinge nicht zurückkehren können. Deren Zahl ist in Deutschland zurückgegangen von 350 000 auf 80 000. Das bedeutet über 12 Milliarden Mark weniger Finanzaufwendungen." Damit spart der Bund zwar Geld, aber sicherlich auch Sorgen hinsichtlich der inneren Sicherheit! Unter "europäischen Sicherheitsinteressen" versteht auch der Minister nicht nur "den Terror in Algerien und die von ihm ausgelösten Flüchtlingsströme", sondern auch "die Risiken, die von Staaten wie dem Irak, aber auch dem Iran ausgehen können". Der Fall Öcalan hat vor kurzem gezeigt, wie kurdische Probleme in Europa und insbesondere in Deutschland ausgetragen werden können.

Daß Fragen der inneren und der äußeren Sicherheit eng mit einander verbunden sind, wird also indirekt anerkannt. Was aber immer noch unakzeptabel erscheint, ist daß Soldaten für innere Zwecke verwendet werden. Man darf trotzdem daran erinnern, daß bedeutende deutsche Politiker – Wolfgang SCHÄUBLE und Rupert SCHOLZ – dahingehende Vorschläge gemacht haben.

Das GG bestimmt zwar sehr deutlich, daß die Bundeswehr aufgrund von Artikel 87a GG[ 5 ] nur in Ausnahmefällen zu Aufgaben der inneren Sicherheit verwendet werden darf. Verteidigungsminister Scharping vertritt eindeutig diesen Standpunkt der getrennten Aufgaben zwischen Polizei und Armee: "Die internationale Terrorbekämpfung ist nicht primär eine Aufgabe des Militärs."[ 6 ] Hier sei eher eine Zusammenarbeit zwischen Nachrichtendiensten und Polizei gefragt. Und wenn die Bundeswehr in Bosnien mit mafiosen Strukturen konfrontiert werde, "um deren Bekämpfung müßte sich eigentlich die internationale Polizeitruppe IPTF kümmern", meint der Minister, auch um seinen Soldaten keine zusätzliche Arbeit aufzubürden. Aber im Juni 1998 haben deutsche Soldaten vom Kommando Spezialkräfte mit französischen Soldaten an der Festnahme eines bosnischen Kriegsverbrechers teilgenommen[ 7 ] . In einem anderen Gebiet werden im Bereich des Umweltschutzes Flugzeuge der Luftwaffe zur Seeüberwachung eingesetzt. Sie unterstützen in diesem Fall den BGS-See. Kann dies nicht als Polizeiaufgabe betrachtet werden? 

Aber kommen wir auf die Auslandsaufträge der Bundeswehr in Albanien, Bosnien und Mazedonien zurück. Können die Evakuierung von Zivilisten, die zivil-militärische Zusammenarbeit beim Wiederaufbau eines zerstörten Landes oder der eventuelle Schutz von OZSE-Beobachtern als echte militärische Aufträge verstanden werden? Wird nicht auch die Bundeswehr im Rahmen der multinationalen Zusammenarbeit immer mehr dazu veranlaßt, im Ausland zivil-militärische und polizeiliche Aufgaben zu übernehmen? 

Der Befehlshaber im Wehrbereich I Küste (Schleswig-Holstein, Hamburg, Mecklenburg, Vorpommern), Konteradmiral Lutz Feldt, hob vor kurzem die neue Bedeutung hervor, die in diesem Rahmen dem Wehrbereich und seiner im zivil-militärischen Bereich gesammelten Erfahrung zukommt. Er ist nämlich der Meinung, daß "die Expertise", die deutsche Soldaten heute bei der zivil-militärischen Zusammenarbeit in Bosnien-Hercegovina brauchen, in den Wehrbereichen "als Schaltstelle zwischen Zivilem und Militärischem" vorhanden ist, und daß man mehr darauf zurückgreifen sollte[ 8 ] .

Umgekehrt gibt es zwischen BGS und Bundeswehr Beziehungen, die nicht nur historischer Art sind. Der BGS wurde als militärische Polizei gegründet, als die Bundesrepublik noch keine Armee besitzen durfte und die ersten Rekruten der Bundeswehr kamen vom BGS. Vor einigen Jahren hat der BGS zur Überwachung der Schengener Außengrenzen Wärmebildgeräte eingesetzt, die von der Bundeswehr übernommen wurden. Inzwischen wurden diese Geräte modernisiert und dem neuen Auftrag angepaßt, sie sind dennoch den militärischen Überwachungstechnologien zuzurechnen. All diese Zeichen deuten auf neue Beziehungen zwischen Armee und Polizei hin, was auf eine neue Auffassung der Sicherheit zurückzuführen ist.

3-2 Der erweiterte Sicherheitsbegriff

Die Bedrohungen, Gefahren und Risiken, denen die heutige Gesellschaft ausgesetzt ist, sind auch bei weitem nicht mehr rein militärischer Natur. 

Darauf haben vor kurzem die Hamburger Friedensforscher aufmerksam gemacht. Was die Welt heute bedroht, sind ihrer Meinung nach barbarische ethnische Kriege, aber auch existentielle Gefahren wie der Zerfall von Staaten, das Chaos der Kapitalmärkte, der Raubbau an den Ressourcen oder die Zerstörung der natürlichen Grundlagen. Mit militärischen Mitteln ist diesen Risiken nur bedingt oder gar nicht beizukommen[ 9 ] . 

Bei den "Gaminger Gesprächen 98" hat Herr Oberstleutnant i.G. Dr. Erich VAD in seinem Beitrag "Neue operative Aufgabenfelder für Streitkräfte?" darauf hingewiesen. Die Akteure des modernen Krieges sind nicht mehr reguläre Armeen, sondern Banden, Terrorgruppen, Gangs. Die Formen der Gewalt haben sich geändert: nicht mehr der Krieg, sondern die Internationalisierung der organisierten Kriminalität, des Terrorismus, des Rauschgifthandels, der Informationskrieg, die Proliferation bedrohen heute die demokratischen Staaten. Daraus zieht Herr VAD folgende Schlußfolgerungen: "Die Grenzen zwischen innerer und äußerer Sicherheit verschwimmen zunehmend [...] Die früher eindeutige Trennung des polizeilichen und des militärischen Aufgabenspektrums ist zunehmend schwieriger geworden." Er schlägt vor, einen neuen und erweiterten Sicherheitsbegriff, sowie – allerdings mit Fragezeichen – "Neue operative Aufgabenfelder für Streitkräfte?" zu definieren. Wenn "die Bekämpfung von Kriminellen, Rebellen und Terroristen in erster Linie Aufgabe der Polizei" bleibt, wären seiner Meinung nach "speziell ausgebildete und ausgerüstete Einsatzverbände der Streitkräfte vorstellbar." Ist diese Tendenz nicht schon spürbar mit der Gründung des KSK/Kommando Spezialkräfte, das eben zur Bekämpfung dieser neuen nichtmilitärischen Gewaltformen vorgesehen ist?

Was die innere Stabilität der demokratischen Staaten heute bedroht, ist also nicht mehr eine rein militärische Gefahr, sondern es sind diffuse Arten von Gefahren ohne klar identifizierten Feind. Als grenz- und regionenüberschreitende und irrational motivierte Gefahren können sie jederzeit jeden Bürger treffen: ökologische Katastrophen (Tschernobyl), terroristische Attentate, Computerviren. Die historisch und verfassungsmäßig verankerte deutsche Auffassung einer scharfen Trennung zwischen innerer und äußerer Sicherheit und den dazugehörigen Sicherheitskräften Polizei und Armee scheint dieser Lage nicht mehr gerecht zu sein. Um diesen neuen Gefahren Rechnung zu tragen, haben die Amerikaner zwei Konzepte geprägt: LIC / Low Intensity Conflict und OOTW / Operation Other Than War, die mit dem Einsatz neuer Waffen verbunden sind wie die nicht letalen Waffen oder die psychologische Kampfführung. Darauf können wir im Rahmen dieses Beitrags nicht näher eingehen.

Wie könnte dieser neue erweiterte Sicherheitsbegriff aussehen? Der französische Politologe Didier BIGO vergleicht ihn mit dem Möbius-Band, wobei die beiden Seiten wechselseitig einmal zur inneren, dann auch zur äußeren Sicherheit gehören. Diese neue Definition könnte sowohl Auswirkungen auf die Einsatzgrundsätze der Sicherheitskräfte als auch eine Neuverteilung der Aufgaben zur Folge haben. Kräfte wie die französische Gendarmerie, oder die amerikanische National Guard, die im Inland ebenso wie im Ausland einsetzbar sind und dadurch in beiden Bereichen, der inneren und äußeren Sicherheit, weitreichende Erfahrungen sammeln, ohne daß durch ihren Einsatz irgendwelche demokratischen Prinzipien verletzt werden, könnten Zukunftsperspektiven bieten.

Zu fördern wären auch die weltweite Zusammenarbeit und der Erfahrungsaustausch zwischen den Sicherheitskräften auf internationaler Ebene. Davon betroffen sind Polizei, Streitkräfte, Geheimdienste, Zoll und Justizwesen. Interoperabilität, Modularität, Vielseitigkeit müssen dabei weiter entwickelt werden. 

Im Rahmen der unbedingt erforderlichen Entwicklung eines gemeinsamen Sicherheitskonzepts ist es wohl unumgänglich, daß der dritte Pfeiler, Justiz und innere Sicherheit, und der zweite Pfeiler, Außen- und Sicherheitspolitik viel deutlicher als gemeinsame Stütze unserer Staatswesen gesehen werden, die ihren Auftrag nur in engster Abstimmung und Zusammenarbeit erfüllen können. Akzeptiert man diesen erweiterten Sicherheitsbegriff und seinen Vergleich mit dem Möbius-Band, dann müssen juristisch, militärisch und sicherheitspolitisch neue Grundlagen geschaffen werden.

Dr. Anne Galliot, Dozentin an der Französischen Offiziersschule École de Coetquidan D.G.E.R., Saint-Cyr
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